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BESCHLUSS DES PRÄSIDENTEN DES GERICHTSHOFES 
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In der Rechtssache 304/86 R 

Enital SpA, Gesellschaft italienischen Rechts mit Sitz in Mailand, Prozeßbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt Dino Ranieri, Como, Zustellungsbevollmächtigter.· 
Rechtsanwalt E. Arendt, 34 B, rue Philippe-II, Luxemburg, 

Antragstellerin, 

* Verfahrenssprache: Italienisch. 
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gegen 

Rat der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch das Mitglied seines Juristi­
schen Dienstes E. Stein als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: J. Kä­
ser, Leiter der Direktion für Rechtsfragen der Europäischen Investitionsbank, 100, 
boulevard Konrad-Adenauer, Luxemburg, 

und 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch das Mitglied ihres 
Juristischen Dienstes E. de March als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtig­
ter: G. Kremlis, Jean-Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg, 

Antragsgegner, 

wegen Aussetzung des Vollzugs 

— der Verordnung (EWG) Nr. 3018/86 des Rates vom 30. September 1986 zur 
Aufhebung der Verordnung zur Annahme der von den Ausführern in Bulga­
rien, Polen, der Deutschen Demokratischen Republik, Rumänien und der 
Tschechoslowakei eingegangenen Verpflichtungen im Rahmen des Antidum-
pingverfahrens betreffend Einfuhren von standardisierten Mehrphasen-Wech­
selstrommotoren mit einer Leistung von mehr als 0,75 bis 75 kW mit Ursprung 
in diesen Ländern (ABl. L 280, S. 66) 

und 

— der Verordnung (EWG) Nr. 3019/86 der Kommission vom 30. September 
1986 zur Einführung eines vorläufigen Antidumpingzolls auf Einfuhren von 
standardisierten Mehrphasen-Wechselstrommotoren mit einer Leistung von 
mehr als 0,75 bis 75 kW mit Ursprung in Bulgarien, Ungarn, Polen, der Deut­
schen Demokratischen Republik, Rumänien, der Tschechoslowakei und der 
Sowjetunion (ABl. L 280, S. 68), 

erläßt 

DER PRÄSIDENT DES GERICHTSHOFES 

DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

folgenden 
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Beschluß 

1 Die Antragstellerin hat mit Klageschrift, die am 3. Dezember 1986 bei der Kanzlei 
des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag 
Klage auf Nichtigerklärung der genannten Verordnungen Nr. 3018/86 des Rates 
und Nr. 3019/86 der Kommission (ABl. L 280, S. 66 u. S. 68) erhoben. 

2 Mit Schriftsatz, der am 17. Dezember 1986 bei der Kanzlei des Gerichtshofes ein­
gegangen ist, hat die Antragstellerin gemäß den Artikeln 185 EWG-Vertrag, 36 
der Satzung des Gerichtshofes der EWG und 83 der Verfahrensordnung bean­
tragt, den Vollzug der Verordnungen Nr. 3018/86 des Rates und Nr. 3019/86 der 
Kommission ihr gegenüber bis zur Entscheidung des Gerichtshofes im Hauptsa­
cheverfahren auszusetzen. 

Die Antragsgegner haben am 9. Januar 1987 schriftlich Stellung genommen. Da 
die schriftlichen Stellungnahmen der Parteien alle Angaben enthalten, die für die 
Entscheidung über den Antrag auf vorläufigen Rechtsschutz erforderlich sind, hat 
es einer mündlichen Anhörung der Parteien nicht bedurft. 

·» Vor einer Prüfung der Begründetheit des vorliegenden Antrags auf einstweilige 
Anordnung ist eine kurze Darstellung der wesentlichen Etappen des Antidumping-
verfahrens — soweit sie die Antragstellerin betreffen — angebracht, die dem Erlaß 
der Verordnungen Nrn. 3018/86 und 3019/86 durch den Rat und die Kommission 
vorausgingen. 

s Die Kommission wurde im Oktober 1985 unter anderem vom Groupement des 
industries de matériel d'équipement électrique et de l'électronique industrielle asso­
ciées (Gimelec) mit dem Antrag befaßt, gemäß Artikel 14 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2176/84 des Rates vom 23. Juli 1984 über den Schutz gegen gedumpte oder 
subventionierte Einfuhren aus nicht zur EWG gehörenden Ländern (ABl. L 201, 
S. 1) die Beschlüsse über die Annahme der Preisverpflichtungen, die von den Aus­
führern im Rahmen des früheren Verfahrens betreffend die Einfuhren standardi­
sierter Mehrphasen-Wechselstrommotoren mit einer Leistung von mehr als 0,75 bis 
75 kW mit Ursprung in Bulgarien, Ungarn, Polen, der Deutschen Demokratischen 
Republik, Rumänien, der Tschechoslowakei und der Sowjetunion angeboten wor­
den waren, zu überprüfen. 
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(. Es ist ferner darauf hinzuweisen, daß die Antragstellerin standardisierte Mehrpha­
sen-Wechselstrommotoren mit einer Leistung von mehr als 0,75 bis 75 kW mit 
Ursprung in der Sowjetunion in die Gemeinschaft einführt und daß die sowjetische 
Exportgesellschaft für diese Erzeugnisse, Energo-Machexport, zu ihren Aktionä­
ren gehört. 

7 Im Verlauf des früheren Verfahrens hatte der Rat mit der Verordnung (EWG) Nr. 
2075/82 vom 28. Juli 1982 (ABl. L 220, S. 36) einerseits Preisverpflichtungen der 
Ausführer aus Bulgarien, der Deutschen Demokratischen Republik, Polen, Rumä­
nien und der Tschechoslowakei angenommen und das Verfahren gegenüber den 
Einfuhren aus diesen Ländern eingestellt und andererseits einen endgültigen Anti­
dumpingzoll auf die Einfuhren dieser Erzeugnisse mit Ursprung in der Sowjet­
union eingeführt. 

s Auf einen Antrag der Firma Energo-Machexport auf Überprüfung dieses endgülti­
gen Antidumpingzolls nahm die Kommission mit Beschluß vom 2. April 1984 
(84/189/EWG) (ABl. L 95, S. 28) die Verpflichtung dieser Firma zur Einhaltung 
eines Mindestpreises bei ihren Ausfuhren an. Durch Verordnung (EWG) Nr. 
1275/84 vom 7. Mai 1984 (ABl. L 123, S. 22) hob der Rat daraufhin diesen end­
gültigen Antidumpingzoll auf und stellte das Antidumpingverfahren betreffend 
diese Einfuhren ein. 

·) Da die Kommission zu der Auffassung gelangt war, daß die im Antrag des Gime-
lec enthaltenen Beweismittel auf veränderte Umstände hinwiesen und ausreichten, 
um die Notwendigkeit einer Überprüfung zu rechtfertigen, kündigte sie durch 
Veröffentlichung vom 26. November 1985 die Wiedereröffnung eines Antidum-
pingverfahrens an betreffend die Einfuhren von standardisierten Mehrphasen-
Wechselstrommotoren mit einer Leistung von mehr als 0,75 bis 75 kW der Tarif­
stelle ex 85.01 B I b des Gemeinsamen Zolltarifs entsprechend den Nimexe-Kenn-
ziffern ex 85.01-33, ex 85.01-34 und ex 85.01-36 mit Ursprung in Bulgarien, Un­
garn, Polen, der Deutschen Demokratischen Republik, Rumänien, der Tschecho­
slowakei und der Sowjetunion (ABl. C 305, S. 2). 

ic Da das Überprüfungsverfahren das Fortbestehen erheblicher Dumpingpraktiken 
trotz der erwähnten Preisverpflichtungen und eine dementsprechende erhebliche 
Schädigung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft ergeben hatte, hob die Kom­
mission mit ihrer Verordnung Nr. 3019/86 vom 30. September 1986 ihren Be-
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Schluß 84/189 über die Annahme der von dem sowjetischen Ausführer angebote­
nen Preisverpflichtung auf und führte einen vorläufigen Antidumpingzoll auf Ein­
fuhren der Erzeugnisse mit Ursprung in der Sowjetunion ein. Sie führte mit dieser 
Verordnung ferner einen vorläufigen Antidumpingzoll auf Einfuhren der Erzeug­
nisse mit Ursprung in Bulgarien, Ungarn, Polen, der Deutschen Demokratischen 
Republik, Rumänien und der Tschechoslowakei ein. Mit der Verordnung Nr. 
3018/86 vom selben Tage hob der Rat die Verordnung Nr. 2075/82 auf, mit der 
die von den Ausführern Bulgariens, Polens, der Deutschen Demoliratischen Repu­
blik, Rumäniens und der Tschechoslowakei angebotenen Verpflichtungen ange­
nommen worden waren. 

ii Nach Artikel 185 EWG-Vertrag haben Klagen beim Gerichtshof keine aufschie­
bende Wirkung. Der Gerichtshof kann jedoch, wenn er dies den Umständen nach 
für nötig hält, die Durchführung der angefochtenen Handlung aussetzen. 

12 Der Erlaß einer einstweiligen Anordnung wie der beantragten setzt nach Artikel 
83 § 2 der Verfahrensordnung voraus, daß der entsprechende Antrag die Notwen­
digkeit der begehrten Anordnung in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht glaub­
haft macht und die Umstände anführt, aus denen sich die Dringlichkeit ergibt. 

i.ï Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes ist die in Artikel 83 § 2 der 
Verfahrensordnung genannte Dringlichkeit eines Antrags auf einstweilige Anord­
nung danach zu beurteilen, ob eine einstweilige Entscheidung notwendig ist, um 
zu verhindern, daß dem Antragsteller ein schwerer und nicht wiedergutzumachen­
der Schaden entsteht. 

u In diesem Zusammenhang bringt die Antragstellerin lediglich zwei Argumente vor. 
Sie macht erstens geltend, die Entscheidung der Gemeinschaftsorgane, als Zeit­
punkt für das Inkrafttreten der angefochtenen Handlungen den Tag ihrer Veröf­
fentlichung festzulegen, verleihe diesen Rückwirkung und führe damit zu einem 
schweren Schaden für sie, da sie ihre Vertriebspolitik bereits auf die zuvor ange­
nommenen Preisverpflichtungen eingestellt habe. Zweitens führt sie an, die Bezug­
nahme auf den Zolltarif bei der Festlegung der Erzeugnisse, für die der durch die 
Verordnung Nr. 3019/86 der Kommission eingeführte vorläufige Antidumpingzoll 
gelte, habe dazu geführt, daß diese Maßnahme nicht nur komplette Motoren be-
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treffe, sondern auch Motorteile, was zu einem schweren und ungerechtfertigten 
Schaden für diejenigen führe, die, wie die Antragstellerin, diese Erzeugnisse ein­
führten. 

u Wie die Kommission zutreffend ausgeführt hat, erscheint das zweite Argument der 
Antragstellerin auf den ersten Blick völlig irrelevant. Schon die Lektüre des Ge­
meinsamen Zolltarifs (ABl. 1985, L 330, S. 335) und des Nimexe-Codes (ABl. 
L 353, S. 475) zeigt nämlich, daß die Tarifnummer 85.01 GZT „Elektrische Ge­
neratoren; Elektromotoren; rotierende Umformer sowie Stromrichter ...; Transfor­
matoren; Drosselspulen und andere Selbstinduktionsspulen" in drei Tarifstellen 
unterteilt ist: 

— 85.01 A (Waren für zivile Luftfahrzeuge); 

— 85.01 B (andere Maschinen und Geräte); 

— 85.01 C (Teile) 

und daß die in der Verordnung Nr. 3019/86 der Kommission enthaltene Bezug­
nahme auf die Tarifstelle 85.01 B 1 b GZT nicht die in der Tarifstelle 85.01 C 
aufgeführten Teile betrifft. Ein Blick auf die entsprechenden Nimexe-Kennziffern 
85.01-33, 85.01-34 und 85.01-36 bestätigt diese Feststellung, denn sie beziehen 
sich auf standardisierte Mehrphasen-Wechselstrommotoren mit einer Leistung von 
0,75 bis 75 kW, während Motorteile von den Kennziffern 85.01-89 und 85.01-90 
erfaßt werden, auf die die Verordnung Nr. 3019/86 nicht Bezug nimmt. 

i6 Im Hinblick auf das erste Argument der Antragstellerin ist darauf hinzuweisen, 
daß die Verordnungen gemäß Artikel 191 EWG-Vertrag „zu dem durch sie fest­
gelegten Zeitpunkt oder andernfalls am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung in 
Kraft [treten]". Nach dem EWG-Vertrag ist es somit Aufgabe des Organs, das die 
Verordnung erläßt, darin den Zeitpunkt ihres Inkrafttretens festzulegen. Zwar hat 
der Gerichtshof in seinem Urteil vom 13. Dezember 1967 in der Rechtssache 
17/67 (Neumann, Sig. 1967, 591) ausgeführt, daß „ein berechtigtes Rechtssicher­
heitsbedürfnis beeinträchtigt [würde], wenn das sofortige Inkrafttreten grundlos 
angeordnet würde"; er hat jedoch hinzugefügt, daß eine Anfechtung möglich sei, 
wenn im konkreten Fall stichhaltige Gründe für die Auffassung vorlägen, daß jede 
Frist zwischen Veröffentlichung und Inkrafttreten für die Gemeinschaft hätte 
nachteilig sein können. Im vorliegenden Fall ist festzustellen, daß derartige 
Gründe, wie die Kommission geltend gemacht hat, auf den ersten Blick vorzulie­
gen scheinen. Das sofortige Inkrafttreten der vorläufigen Antidumpingzölle ergibt 
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sich nämlich aus dem einstweiligen und vorsorglichen Charakter dieser Zölle, die 
nach Artikel 11 der Verordnung Nr. 2176/84 des Rates festgesetzt werden, um 
eine Schädigung der Gemeinschaft während des Antidumpingverfahrens zu verhin­
dern, und erscheint nicht geeignet, der Antragstellerin einen schweren und nicht 
wiedergutzumachenden Schaden zu verursachen. 

i7 Im übrigen ist der Antrag auf einstweilige Anordnung auf jeden Fall insoweit zu­
rückzuweisen, als er gegen den Rat gerichtet ist, da sich die Verordnung Nr. 
3018/86 des Rates, deren Vollzug die Antragstellerin aussetzen lassen möchte, 
nicht auf Einfuhren aus der Sowjetunion bezieht. Der Beschluß 84/189 der Kom­
mission, in dem es um die Annahme der von dem sowjetischen Ausführer angebo­
tenen Preisverpflichtung ging, wurde nämlich durch Artikel 1 der Verordnung Nr. 
3019/86 der Kommission aufgehoben. 

is Die Antragstellerin hat demnach kein stichhaltiges Argument vorgebracht, aus dem 
sich ergibt, daß sie einen schweren und nicht wiedergutzumachenden Schaden er­
leiden würde, wenn die von ihr beantragte einstweilige Anordnung abgelehnt 
würde. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER PRÄSIDENT 

im Verfahren der einstweiligen Anordnung 

beschlossen: 

1) Der Antrag wird zurückgewiesen. 

2) Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

Luxemburg, den 16. Januar 1987. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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